
PLANGRUNDLAGE
Geometrische Eindeutigkeit
Es wird bescheinigt, dass die Darstellung der Plangrundlage
mit dem amtlichen Kataster und dem gegenwärtigen Zustand
übereinstimmt und die Festlegung der städtebaulichen Planung
geometrisch eindeutig ist.

Elsdorf, den ………………….

……………………………………………….....................................
Öffentl. Best. Vermessungsingenieur

VERFAHREN
Aufstellungsbeschluss
(§ 2 Abs. 1 BauGB i.V. m. § 13b BauGB)
Der Ausschuss für Umwelt, Bau und Planung der Stadt Elsdorf
hat die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 123 gem. § 2
Abs. 1 BauGB in seiner Sitzung vom ............................
beschlossen.

Der Aufstellungsbeschluss ist am ...................... ortsüblich
bekanntgemacht worden.

Elsdorf, den …………………

………………………………………………………..........................
Der Bürgermeister Ratsmitglied

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der
berührten Behörden und Träger öffentlicher Belange
(§ 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB)
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem.
§ 3 Abs. 1 BauGB erfolgte in der Zeit vom .........................
bis einschließlich ………………...... .

Die Beteiligung der berührten Behörden und Träger
öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB erfolgte in der
Zeit vom ………………. bis einschließlich ………………. .

Elsdorf, den …………………

………………………………………………………..........................
Der Bürgermeister Ratsmitglied

Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der berührten
Behörden und Träger öffentlicher Belange
(§ 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB)
Der Entwurf des Bebauungsplans wurde gem. § 3 Abs. 2
BauGB aufgrund des Beschlusses des Ausschusses für
Umwelt, Bau und Planung der Stadt Elsdorf vom .......................
in der Zeit vom ...................... bis einschließlich ……………….
öffentlich ausgelegt.

Die ortsübliche Bekanntmachung des Beschlusses über die
öffentliche Auslegung erfolgte am ……………….. .

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
wurden gem. § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom
………………. von der öffentliche Auslegung unterrichtet.

Elsdorf, den ……………………

……………………………………………….....................................

Der Bürgermeister

Abwägungs- und Satzungsbeschluss (§ 10 BauGB)
Der Beschluss des Rates der Stadt Elsdorf über die in der
öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und der
Beteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgetragenen
Stellungnahmen erfolgte in seiner Sitzung am .......................... .

Der Rat der Stadt Elsdorf hat in seiner Sitzung vom ...................
diesen Plan gem. § 10 BauGB als Satzung beschlossen.

Elsdorf, den …………………

………………………………………………………..........................
Der Bürgermeister Ratsmitglied

Inkrafttreten des Bebauungsplans durch ortsübliche
Bekanntmachung (§ 10 Abs. 3BauGB)
Die ortsübliche Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses
gem. § 10 Abs. 3 BauGB erfolgte am ........................ .
Der Bebauungsplan ist hiermit in Kraft getreten.

Elsdorf, den …………………

……………………………………………………………...................
Der Bürgermeister Ratsmitglied

RECHTSGRUNDLAGEN
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), das
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 221) geändert worden ist

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S.
3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden
ist

Planzeichenverordnung (PlanzV) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist

Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung 2018 - BauO NRW 2018) vom
21.07.2018 (GV. NRW. S. 421), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14.09.2021
(GV. NRW. S. 1086)

Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13.04.2022
(GV. NRW. S. 490)

Hinweis zur Offenlage:
Gegenstand der 1. Änderung der Schriftlichen Festsetzungen sind ausschließlich die rot gekennzeichneten
Text-Ergänzungen. Alle anderen Schriftlichen Festsetzungen des Stammbebauungsplans BP 123 Heppendorf
'Am Roßfließ' bleiben unverändert. Zum Satzungsbeschuss werden die roten Markierungen zurückgenommen.

I PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG
gemäß § 9 (1) Nr. 1 BauGB

1.1 Allgemeines Wohngebiet (gemäß § 4 BauGB i. V. m. § 1 BauNVO)
Zulässig sind:

§ Wohngebäude

§ die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht störende
Handwerksbetriebe

§ Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, sportliche und gesundheitliche Zwecke

Nicht zulässig sind:

§ Betriebe des Beherbergungsgewerbes

§ sonstige nicht störende Gewerbebetriebe

§ Anlagen für Verwaltungen

§ Gartenbaubetriebe

§ Tankstellen

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
gemäß § 9 (1) Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 16,17 BauNVO

2.1 Grundflächenzahl (GRZ)
Die in dem allgemeinen Wohngebiet WA 5 festgesetzte GRZ von 0,4 darf bei einer Bebauung mit Kettenhäusern
ausnahmsweise um 50 % bis zu einer GRZ von 0,6 überschritten werden.

Die in den allgemeinen Wohngebieten WA 1, WA 3, WA 4, WA 5, WA 6 und WA 7 festgesetzte GRZ von 0,4 darf
durch die Grundfläche der in § 19 (4) Satz 1 BauNVO bezeichneten Anlagen einschließlich der an Gebäuden
angrenzenden Terrassen inkl. Überdachung um 50 % bis zu einer GRZ von 0,6 überschritten werden.

Die in dem allgemeinen Wohngebiet WA 5 festgesetzte zulässige GRZ von 0,5 darf durch die Grundfläche der in
§ 19 (4) Satz 1 BauNVO bezeichneten Anlagen einschließlich der an Gebäuden angrenzenden Terrassen inkl.
Überdachung bis zu einer GRZ von 0,7 überschritten werden.

Die in dem allgemeinen Wohngebiet WA 2 festgesetzte sowie die im WA5 ausnahmsweise zulässige GRZ von 0,6
darf durch die Grundfläche der in § 19 (4) Satz 1 BauNVO bezeichneten Anlagen einschließlich der an Gebäuden
angrenzenden Terrassen inkl. Überdachung bis zu einer GRZ von 0,8 überschritten werden.

In den allgemeinen Wohngebieten WA 6 und WA 7 darf die festgesetzte GRZ durch eine Tiefgarage bis zu einer GRZ
von 0,8 überschritten werden.

2.2 Höhe baulicher Anlagen (gemäß § 18 BauNVO)
Höhen und Bezugspunkt

Die maximalen Trauf-, First- und Gebäudehöhen werden wie folgt begrenzt:
Maximale Traufhöhe 6,50 m in WA 1 und WA 4
Maximale Firsthöhe 10 m in WA 1
Maximale Gebäudehöhe 10 m in Fläche für Gemeinbedarf
Maximale Gebäudehöhe 11 m in WA 2, WA 3, WA 5, WA 6 und WA 7

Bezugspunkt

Die festgesetzte Firsthöhe (FH) bezieht sich auf die Oberkante der Schnittlinie der Dachhaut der Dachflächen. 
Bei Flachdächern ist die Oberkante der Gebäudehöhe (GH) definiert als oberster Dachabschluss einschließlich Attika.

Die festgesetzte Traufhöhe bezieht sich auf die Schnittkante zwischen der Außenwand und der Dachhaut.

Als Bezugspunkt für die Ermittlung der festgesetzten Höhen wird die Höhe der Oberkante der öffentlichen
Verkehrsfläche, zu der der Haupteingang des Gebäudes orientiert ist, festgesetzt. Der Bezugspunkt ist die mittlere
Höhe der vorgelagerten Verkehrsfläche.

Maßgeblich sind die endausgebauten, ansonsten die geplanten Höhen der an das Baugrundstück angrenzenden
öffentlichen Verkehrsfläche, gemessen in der Mitte des angrenzenden Baugrundstücks.

Die OK FF (Oberkante Fertigfußboden) des Erdgeschosses, gemessen in der Mitte der Fassade, muss mind. 0,25 m
über der Rückstauebene (Ausbauhöhe der Planstraße) liegen.

Die OK FF (Oberkante Fertigfußboden) des Erdgeschosses, gemessen in der Mitte der Fassade, darf nicht mehr als
0,5 m über dem oben genannten Bezugspunkt liegen.

Aufbauten

Die im Bebauungsplan festgesetzten maximalen First- und Gebäudehöhen dürfen durch folgende Aufbauten
ausnahmsweise überschritten werden:

1. nutzungsbedingte Anlagen, die zwingend der natürlichen Atmosphäre ausgesetzt sein müssen (Auslassöffnungen,
Mündungen und Rückkühler, Solar- und Photovoltaikanlagen) bis zu einer Höhe von max. 1,50 m,

2. Lüftungs- und Klimaanlagen bis zu einer Höhe von maximal 1,50 m,

3. Brüstungen und Absturzsicherungen bis zu einer Höhe von maximal 1,50 m,

4. Aufzugsmaschinenhäuser und Treppenhäuser bis zu einer Höhe von maximal 2,50 m.

Die Aufbauten gemäß den Ziffern 1, 2 und 3 müssen allseitig einen Abstand von mindestens 1,50 m, die Aufbauten
gemäß Ziffer 4 müssen allseitig einen Abstand von mindestens 2,50 m zu der darunterliegenden Gebäudeaußenwand
haben.

2.3 Maximal zulässige Zahl der Wohneinheiten (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)
In den allgemeinen Wohngebieten sind mit Ausnahme von WA 6 und WA 7 maximal 2 Wohnungen je Wohngebäude
zulässig.

3. BAUWEISE
gemäß § 9 (1) Nr. 2 BauGB i. V. m. §§ 22 BauNVO

Im WA 2 wird eine abweichende Bauweise (a) für Kettenhäuser zugelassen. Die Frontlänge einer Kettenhausgruppe
darf 50 m nicht überschreiten.

Im WA 5 wird eine abweichende Bauweise (a) zugelassen. Zulässig sind Doppelhäuser, Hausgruppen und
Kettenhäuser. Die Frontlänge darf 50 m überschreiten.

In der abweichenden Bauweise für Kettenhäuser ist das erste Vollgeschoss (Erdgeschoss) in der geschlossenen
Bauweise gemäß § 22 Abs. 3 BauNVO ohne seitlichen Grenzabstand zu errichten. Die Obergeschosse sind als
einseitige Grenzbebauung vorzusehen (siehe Schemaskizzen zu Lageplan und Ansicht).

Lageplan von Kettenhäusern - Schemaskizze

Ansicht von Kettenhäusern - Schemaskizze

4. ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE
gemäß § 9 (1) Nr. 2 BauGB i. V. m. §§ 23 BauNVO

4.1 Baugrenze (gemäß § 9 (1) Nr. 2 BauGB i. V. m. § 23 Abs. 3 BauNVO)
Außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sind ausnahmsweise überdachte Hauseingänge, Erker und
Auskragungen zulässig, wenn die vordere Baugrenze um nicht mehr als 1 m überschritten wird. Vordere Baugrenzen
sind solche, die zur erschließenden Verkehrsfläche hin ausgerichtet sind.

Im Plangebiet sind gemäß § 23 Abs. 3 i. V. m. § 23 Abs. 2 BauNVO außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen
ausnahmsweise Terrassen, Terrassenüberdachungen und Wintergärten über die rückwärtigen Baugrenzen hinaus in
einem Abstand von maximal 3 m ab Gebäudeaußenwand bis zu einer Größe von 25 m² je Grundstück zulässig.

In den allgemeinen Wohngebieten WA 6 und WA 7 darf die überbaubare Fläche durch eine Tiefgarage
ausnahmsweise um bis zu 0,5 m überschritten werden.

4.2 Bauliche Anlagen im archäologischen Konfliktbereich (gemäß § 9 Abs. 2 BauGB)
Die bauliche Nutzung im archäologischen Konfliktbereich (Flur 13 Flurstücke 82 und 83) ist gem. § 9 Abs. 2 BauGB
nur unter der aufschiebenden Bedingung zulässig, dass die vorherige wissenschaftliche Untersuchung, Bergung und
Dokumentation archäologischer Funde und Befunde sichergestellt ist. Die dafür anfallenden Kosten sind im Rahmen
des Zumutbaren vom Vorhabenträger zu übernehmen (§ 27 DSchG NRW). Einzelheiten hierzu sind mit der Unteren
Denkmalbehörde der Stadt Elsdorf und dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege abzustimmen.

Für die Durchführung der notwendigen archäologischen Untersuchungen ist eine Erlaubnis gem. § 15 Abs. 1 DSchG
NRW erforderlich, die die Obere Denkmalbehörde im Benehmen mit dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege erteilt.
Dem Antrag ist ein Konzept des mit der Ausführung Beauftragten beizufügen.

5. STELLPLÄTZE, CARPORTS UND GARAGEN
gemäß § 9 (1) Nr. 4 BauGB i. V. m. §§ 12 BauNVO

Stellplätze sind in den allgemeinen Wohngebieten nur innerhalb der überbaubaren Fläche, in der seitlichen
Abstandsfläche und wenn sie sich im Bereich zwischen einer Garagen- oder Carporteinfahrt und der
Straßenbegrenzungslinie befinden, zulässig. Garagen und Carports müssen ausgehend von der
Straßenbegrenzungslinie um mindestens 5 m zurückgesetzt werden.

Grenzen die seitlichen Abstandsflächen an eine Verkehrsfläche an, müssen Garagen, Carports und Stellplätze von
dieser Grenze einen Mindestabstand von 1 m einhalten. Der zur Verkehrsfläche verbleibende Streifen von mindestens
1 m muss dauerhaft begrünt werden.

Mit Ausnahme der allgemeinen Wohngebiete WA 6 und WA 7 sind pro Wohngebäude für die 1. Wohneinheit
mindestens zwei Stellplätze zu realisieren. Je weiterer Wohneinheit ist ein weiterer, unabhängig anfahrbarer Stellplatz
zu schaffen.

In den allgemeinen Wohngebieten WA 6 und WA 7 sind ist 1 Stellplatz pro Wohneinheit zu realisieren.

In dem allgemeinen Wohngebiet WA 6 ist die Anlage einer Tiefgarage zwingend vorgeschrieben. In dem allgemeinen
Wohngebiet WA 7 ist die Anlage einer Tiefgarage zulässig.

Pro Wohneinheit unter 65 m² muss 1 Fahrradstellplatz und pro Wohneinheit über 65 m² müssen 2 Fahrradstellplätze
wettergeschützt nachgewiesen werden.

6. NEBENANLAGEN
gemäß § 9 (1) Nr. 4 BauGB i. V. m. §§ 14 BauNVO

Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind Nebenanlagen im Sinne des § 14 (1) BauNVO bis zu maximal
30 m² zulässig:

In dem Vorgartenbereich zwischen Straßenbegrenzungslinie und der vorderen Gebäudekante (bzw. deren
geradliniger Verlängerung bis zu den seitlichen Grundstücksgrenzen) sind, sofern sie nicht durch Stellplätze i.S.v.
Ziffer 5 genutzt werden, ausschließlich Mülltonnenschränke und Fahrradabstellanlagen zulässig.

7. VERSORGUNGSANLAGEN
gemäß § 9 (1) Nr. 12 BauGB

Luftwärmepumpen müssen mindestens 3 m Abstand zu Nachbargrenzen einhalten oder eingehaust sein oder in
bauliche Anlagen integriert sein. Luftwärmepumpen sind im Bereich zwischen Straßenbegrenzungslinie und
Vorderkante Wohnhaus unzulässig.

8. ABWASSERBESEITIGUNG EINSCHLIESSLICH DER RÜCKHALTUNG UND
VERSICKERUNG VON NIEDERSCHLAGSWASSER
gemäß § 9 (1) Nr. 14 BauGB

Das Schmutzwasser, das unterhalb der Rückstauebene anfällt, ist der öffentlichen Kanalisation über eine automatisch
arbeitende Abwasserhebeanlage rückstaufrei zuzuführen. Abweichungen hiervon dürfen aus Sicherheitsgründen nicht
vorgenommen werden.

Das Niederschlagswasser von Flächen unterhalb der Rückstauebene darf der öffentlichen Kanalisation nur über eine
automatisch arbeitende Hebeanlage rückstaufrei zugeführt werden.

9. GEH-, FAHR- UND LEITUNGSRECHTE
gemäß § 9 (1) Nr. 21 BauGB

Die zeichnerisch im WA 1 mit - G+F - festgesetzte Fläche ist mit einem Geh- und Fahrrecht zu belasten.

Die zeichnerisch im WA 5 mit - G - festgesetzte Fläche ist mit einem Gehrecht zu belasten.

10. FLÄCHEN FÜR AUFSCHÜTTUNGEN, ABGRABUNGEN UND STÜTZMAUERN
gemäß § 9 (1) Nr. 26 BauGB

Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern sind, soweit zur Herstellung der öffentlichen Verkehrsfläche
erforderlich, auf den Privatgrundstücken zulässig.

Zur Herstellung der öffentlichen Verkehrsflächen ist auf den angrenzenden Grundstücksflächen bei der
Randeinfassung ein Hinterbeton (Rückenstütze) zulässig.

Innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sind Aufschüttungen und Abgrabungen bis zum Bezugspunkt
zulässig. Außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen ist die natürliche Geländehöhe beizubehalten, bzw. an die
neue Fläche anzumodellieren.

Bezugspunkt:

Als Bezugspunkt für die Ermittlung der festgesetzten Höhen wird die Höhe der Oberkante der öffentlichen
Verkehrsfläche, zu der der Haupteingang des Gebäudes orientiert ist, festgesetzt.

11. BAULICHE ODER SONSTIGE VORKEHRUNGEN ZUM SCHUTZ VOR SCHÄDLICHEN
UMWELTEINWIRKUNGEN
gemäß § 9 (1) Nr. 24 BauGB

11.1 Schallschutzmaßnahmen an Außenbauteilen
Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB sind passive Schallschutzmaßnahmen an Außenbauteilen gemäß DIN 4109
(Schallschutz im Hochbau, Ausgabe 2018) entsprechend den in der Planzeichnung dargestellten Lärmpegelbereichen
(hier: Lärmpegelbereiche II und III) zu treffen.

Lärmpegelbereiche nach DIN 4109

An Fassadenbereichen, an denen die Lärmbelastung aus dem Straßenverkehr über 45 dB(A) nachts liegt, sind für
Räume mit Schlaffunktion (Schlafzimmer, Kinderzimmer) fensterunabhängige mechanische, schallgedämmte
Lüftungen einzubauen oder bauliche Maßnahmen mit geeignetem Schallschutz notwendig, um ungestörtes Schlafen
zu ermöglichen.

Die aus der vorgenannten Festsetzung resultierenden Bauschalldämmmaße einzelner unterschiedlicher
Außenbauteile oder Geschosse können im Einzelfall unterschritten werden, wenn im bauaufsichtlichen
Genehmigungsverfahren durch einen schalltechnischen Nachweis, der sich aus der Änderung ergebende
Lärmpegelbereich gemäß DIN 4109 nachgewiesen wird.

Weiterhin ist bei Errichtung des Gebäudes eine Eigenabschirmung zu beachten. Die Berechnung der
Lärmpegelbereiche erfolgt bei Freifeldbedingungen, da nach aktueller Rechtsprechung nicht von einer kompletten
geschlossenen Umsetzung des Baukörpers in der eingezeichneten Baugrenze auszugehen ist. Es kann durch
Anordnung der Raumfunktion bzw. Raumnutzung auf die Außenlärmpegel reagiert werden. Abschirmende
Maßnahmen sind ebenfalls als aktive Lärmschutzmaßnahme, je nach Umsetzung des Vorhabens prüffähig.

11.2 Lärmschutzanlage
In der festgesetzten Fläche für bauliche oder sonstige Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen
Umwelteinwirkungen ist eine Lärmschutzanlage mit einer Höhe von 3 m zu errichten. Die Höhe ist zu messen ab der
Oberkante, der an das Grundstück angrenzenden öffentlichen Verkehrsfläche. Maßgeblich sind die endausgebauten,
ansonsten die geplanten Höhen der an das Baugrundstück angrenzenden öffentlichen Verkehrsfläche, gemessen in
der Mittelachse der Verkehrsfläche. Die Lärmschutzanlage muss jeweils die Anforderungen der ZTV-Lsw06 erfüllen.
Die Lärmschutzanlage muss nicht absorbierend ausgeführt werden.

Die Schalldämmung für den direkt durch die Lärmschutzwand gehenden Schall muss mindestens 25 dB(A) betragen
(entsprechend Gruppe B3 der Tabelle A1 der DIN-EN 1793-1).

Diese Vorgabe kann durch aufgeschüttete Lärmschutzwälle, transparente Baustoffe, Wände in Holzbauweise,
Kokosfaser, Gabionen, Metallwerkstoffe, Betonwände, Mauerwerke oder anderen geeigneten Baustoffen erfüllt
werden. Diese Baustoffe können auch kombiniert werden. Zum Beispiel Lärmschutzwall mit aufgesetzter Wand etc.
Die Lärmschutzanlage ist zu bepflanzen oder mit Rank- oder Kletterpflanzen begrünen.

11.3 Grundrissgestaltung
Bei der Grundrissgestaltung sind in dem südlichen Abschnitt des WA 5 in den Bereichen mit Überschreitung von 40
dB(A) nachts Wohn- und Schlafräume oberhalb der Erdgeschossebene möglichst an den lärmabgewandten Bereichen
anzuordnen. Die betroffenen Fassadenseiten für das 1. und 2. Obergeschoss sind den nachfolgenden Abbildungen zu
entnehmen.

Beurteilungspegelklassen Gewerbelärm nachts in 5,1 m Höhe (1. Obergeschoss)

Beurteilungspegelklassen Gewerbelärm nachts in 7,8 m Höhe (2. Obergeschoss)

Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens kann geprüft werden, inwieweit an Fassaden innerhalb der
Beurteilungspegelklassen 40 dB(A) bis 45 dB(A) ein Beurteilungspegel von 40 dB(A) eingehalten werden kann.

11.4 Öffnungsklausel
Wenn im Baugenehmigungsverfahren gutachterlich nachgewiesen wird, dass die in der Isophonenlärmkarte
dargestellten maßgeblichen Außenlärmpegel und Beurteilungspegel von den tatsächlich vorhandenen Pegeln in
einzelnen Teilbereichen abweichen, können ausnahmsweise die neu ermittelten maßgeblichen Außenlärmpegel und
Beurteilungspegel als Grundlage für die Berechnung der Anforderungen an die Luftschalldämmung von
Außenbauteilen gemäß der DIN 4109-1 herangezogen werden.

12. FLÄCHEN FÜR DAS ANPFLANZEN VON BÄUMEN; STRÄUCHERN UND SONSTIGEN
BEPFLANZUNGEN
gemäß § 9 (1) Nr. 25 BauGB i. V. m. § 9 und § 89 BauO NRW

Die Nummern der Maßnahmen beziehen sich auf den Landschaftsplanerischen Fachbeitrag zum BP Nr. 123, BKR
Aachen (2022).

12.1 Öffentliche Grünfläche - Ortsrandbegrünung
(Maßnahme 1)

Innerhalb der festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern in den an die offenen Ackerfluren
angrenzenden öffentlichen Grünflächen sind auf 65 % der Flächen mehrreihige Gebüsche aus heimischen Arten
entsprechend der Pflanzlisten B, C und 'Obstgehölze' gemäß Landschaftsplanerischen Fachbeitrag zu pflanzen.
Durch Auswahl, regelmäßige Kontrolle und Gehölzpflege ist sicherzustellen, dass die Gehölze eine Höhe von 4 m
nicht überschreiten.

Auf 35 % der Flächen sind extensive, mehrjährige Kraut- und Staudensäume unter Verwendung autochthonen
Saatguts gemäß Landschaftsplanerischen Fachbeitrag zu entwickeln. Die Flächen sind zu pflegen und dauerhaft zu
erhalten.

12.2 Öffentliche Grünfläche - Grünspange
(Maßnahme 2)

Innerhalb der öffentlichen Grünfläche mit den Zweckbestimmungen 'Parkanlage' und 'Spielplatz' müssen mindestens
20 % der Fläche mit Gehölzen gemäß Pflanzlisten A, B und C bepflanzt, gepflegt und dauerhaft erhalten werden. Der
Anteil von Nadelgehölzen ist auf max. 20 % zu begrenzen.

12.3 Hecke
(Maßnahme 3)

Zwischen dem Wohngebiet WA 7 und der Grundstücksgrenze der Straßenverkehrsfläche V2 ist eine Hecke gemäß
Pflanzliste D mit einer maximalen Höhe von 1,80 m anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten.

12.4 Pflanzung von Straßenbäumen
(Maßnahme 4)

Innerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 'Verkehrsberuhigter Bereich' sind
mindestens 15 Straßenbäume mit einem Stammumfang von mindestens 18-20 cm (gemessen in 1 m Höhe) gemäß
Pflanzliste E 'Straßenbäume' anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten. Abgängige Bäume sind gleichwertig zu
ersetzen. Die Baumstandorte können im Rahmen der Freiraum- und Straßenplanung von der Planzeichnung
abweichen.

Für die Anpflanzung dieser Bäume ist eine mindestens 7,5 m² (2,5 m x 3 m) große, offene Vegetationsfläche
(Baumscheibe) und eine 12 m³ große Baumgrube vorzusehen. Durch geeignete Maßnahmen sind offene
Baumscheiben vor dem Befahren und die Baumstämme vor Fahrzeugbeschädigungen zu schützen.

Bei der Durchführung der Baumpflanzung ist darauf zu achten, dass die Bäume mind. in 2,5 m Abstand zu
Telekommunikations- und Versorgungsleitungen gepflanzt werden. Bei Unterschreitung sind Schutzmaßnahmen für
die Anlagen erforderlich.

12.5 Dachbegrünung Gebäude einschl. Garagen und Nebengebäude
(Maßnahme 5)

Flachdächer und flachgeneigte Dächer bis maximal 5 Grad Dachneigung sind in den allgemeinen Wohngebieten
WA 2, WA 3, WA 5, WA 6, WA 7 und der Fläche für Gemeinbedarf zu mindestens 60 % zu begrünen. Es ist eine
extensive Dachbegrünung mit einer Aufbaudicke von größer gleich 8 cm aufzubringen, fachgerecht herzustellen,
fachgerecht zu begrünen und dauerhaft zu erhalten. Von der Dachbegrünung ausgenommen sind begehbare
Dachterrassen, verglaste Flächen und technische Aufbauten, soweit diese gemäß anderen Festsetzungen auf der
Dachfläche zulässig sind.

12.6 Dachbegrünung Tiefgarage
(Maßnahme 6)

Die Dachflächen von Tiefgaragen sind in den nicht überbauten Bereichen zu mindestens 40 % zu begrünen und
dauerhaft zu erhalten. Die Substratschicht muss eine Mindesthöhe von 60 cm aufweisen.

II ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN
gemäß § 9 (4) Nr. 1 BauGB i. V. m. § 89 BauO NRW

Die Nummern der Maßnahmen beziehen sich auf den Landschaftsplanerischen Fachbeitrag zum BP Nr. 123, BKR
Aachen (2022).

1.0 Dachgestaltung
1.1 Im WA 1 sind nur gleichschenklige Satteldächer mit einer Neigung von 30° bis 35° zulässig.

Im WA 4 sind nur Zeltdächer mit einer Neigung von 20° bis 25° Grad zulässig.

Im WA 2, WA 3, WA 5, WA 6, WA 7 und der Fläche für Gemeinbedarf sind nur Flachdächer mit einer Neigung von
0°-5° zulässig.

1.2 Bei Nebengebäuden und Garagen sind nur Flachdächer mit einer Neigung von 0°-5° zulässig. Diese sind extensiv zu
begrünen.

1.3 Als Dacheindeckungen bei geneigten Dächern sind Dachziegel oder Dachsteine in Grautönen, Brauntönen,
Schwarztönen und Rottönen zulässig. Glänzende und reflektierende Oberflächen sind unzulässig.

1.4 Die Dächer von Doppelhäusern und Hausgruppen sind hinsichtlich Dachform, Dachneigung und Dacheindeckung
(Material und Farbe) einheitlich zu gestalten.

2.0 Dachaufbauten und Dacheinschnitte
2.1 Dachaufbauten und Dacheinschnitte sind bei geneigten Dächern zulässig, ihre Gesamtbreite darf die Hälfte der

Gesamttrauflänge des Gebäudes nicht überschreiten.

Die Bauteile sind mit ihrem oberen Abschluss in einem Abstand von mindestens 1 m -senkrecht gemessen - unter der
Oberkante der baulichen Anlage einzubinden und müssen einen Mindestabstand von 1,5 m von den
Gebäudeabschlusswänden einhalten.

2.2 Der Abstand zwischen den einzelnen Gauben oder anderen Dachaufbauten muss jeweils mindestens 1 m betragen.

2.3 Die Dachgauben eines Gebäudes und einer Gebäudegruppe sind in gleicher Höhe anzuordnen.

2.4 Solar- und Photovoltaikanlagen sind zulässig. Bei geneigten Dächern dürfen sie den jeweiligen Dachfirst nicht
überragen und sind in gleicher Neigung wie das Dach aufzusetzen. Bei Flachdächern sind sie liegend oder flach
geneigt aufzusetzen. Eine Kombination von begrünten Flachdächern mit Solar- und Photovoltaikanlagen sowie
Luftwärmepumpen ist zulässig.

3.0 Fassadengestaltung
3.1 Grelle, bunte, glänzende und reflektierende Farben sind nicht zulässig. Für die Fassaden sind gedeckte, matte Farben

in Naturtönen zu verwenden.

4.0 Einfriedungen
(Maßnahme 3)

4.1 Straßenseitige Grundstückseinfriedung

Zu der das Wohnhaus erschließenden öffentlichen Verkehrsfläche hin sind als Einfriedung nur Hecken gemäß
Pflanzliste B und C mit einer max. Höhe von 0,8 m zulässig. Grenzen Verkehrsflächen seitlich an (bspw. bei
Eckgrundstücken), darf die Höhe der Einfriedung ausnahmsweise bis zu 1,80 m betragen. In Kombination mit einer
Hecke sind Zäune als offener (Doppel-) Stabmattenzaun in Anthrazit zulässig. Das Einfädeln von Sichtschutzstreifen
ist unzulässig.

Die max. zulässige Höhe der Hecken bezieht sich auf die Höhe der Oberkante der fertigen öffentlichen Verkehrsfläche
(Grenze zwischen fertiger öffentlicher Verkehrsfläche - Gehweg/Straße - und dem jeweiligen Baugrundstück), zu der
der Haupteingang des Gebäudes orientiert ist.

4.2 Seitliche und rückwärtige Grundstückseinfriedung

Zum Abschluss der gartenseitigen, seitlichen Grenzen sind von der Straßenbegrenzungslinie der erschließenden
Verkehrsfläche bis zur Hinterkante des Wohnhauses als Einfriedungen Hecken gemäß Pflanzliste B und C mit einer
max. Höhe von 1,6 m zulässig. In Kombination mit einer Hecke sind Zäune als offener (Doppel-) Stabmattenzaun in
Anthrazit zulässig. Das Einfädeln von Sichtschutzstreifen ist unzulässig.

Ab Hinterkante des Gebäudes sowie entlang der rückwärtigen Grundstücksgrenzen sind max. 2 m hohe Einfriedungen
als Hecken oder Zäune zulässig. Mauersäulen zur Befestigung von Zäunen sind in einem Abstand von 4 m erlaubt.
Grenzen die rückwärtigen Grundstücksgrenzen an einen öffentlichen Straßenraum sind nur Einfriedungen Hecken
gemäß Pflanzliste B und C mit einer max. Höhe von 1,6 m zulässig. In Kombination mit einer Hecke sind Zäune als
offener (Doppel-) Stabmattenzaun in Anthrazit zulässig. Das Einfädeln von Sichtschutzstreifen ist unzulässig.

Trennwände zur Abschirmung und Sicherung im Bereich der gartenseitigen Terrassen auf der gemeinsamen
Grundstücksgrenze bei Doppelhäusern sind bis zu 2,0 m Höhe und einer Tiefe von 4,50 m ab rückwärtiger Hausfront
beginnend auch als Mauern zulässig.

4.3 Einfriedung von Abfallbehältern

Stellplätze für Abfallbehälter sollen von öffentlichen Verkehrsflächen aus nicht eingesehen werden können. Sie sind
mit Laubgehölzen oder Hecken entsprechend der Pflanzliste C zu umpflanzen oder mit Zaunanlagen bzw. Schränken
einzufassen, die mit Rank-, Schling- oder Kletterpflanzen einzugrünen sind.

5.0 Vorgartengestaltung
5.1 Vorgärten (Flächen zwischen den Straßenbegrenzungslinien der erschließenden Verkehrsfläche und der straßenseitig

angrenzenden Vorderkante Wohnhaus einschließlich deren Verlängerung bis zur Grundstücksgrenze) sind zu
begrünen, gärtnerisch anzulegen und dauerhaft zu erhalten.

Vorgärten sind gärtnerisch zu gestalten, zu bepflanzen und dauerhaft zu erhalten. Ausgenommen von dieser
Regelung sind Zuwege, Zufahrten und Stellplätzen bzw. Nebenanlagen i.S.v. Ziffer 6. Es dürfen max. 15 % der
Vorgartenfläche mit Kies, Schotter oder vergleichbaren anorganischen Materialien überdeckt sein. Eine vollständige
Bodenbedeckung mit Pflanzen muss abzusehen sein. Das Setzen einzelner Pflanzen in ein Schotter- oder Kiesbeet
ist nicht zulässig.

5.2 Abgrabungen (beispielsweise zur Belichtung von Kellerräumen) sind in den Vorgartenflächen unzulässig.

6.0 Luftwärmepumpen
6.1 Luftwärmepumpen sind im Bereich zwischen Straßenbegrenzungslinie und Vorderkante Wohnhaus unzulässig.

III HINWEISE
Bodendenkmalpflege

Die Regelungen der §§ 13 und 29 I DSchG NRW sind zu beachten. Gemäß § 29 I DSchG NRW hat derjenige, der ein
vermutetes Bodendenkmal verändert oder beseitigt, die vorherige wissenschaftliche Untersuchung, Bergung und
Dokumentation sicherzustellen und die Kosten dafür zu tragen. Entsprechende Regelungen sind in einem
Verwaltungsakt der Unteren Denkmalbehörde zu treffen. Erdeingriffe aller Art im Bereich von vermuteten
Bodendenkmälern unterliegen nach § 13 DSchG NRW einer Erlaubnispflicht.

Bei Bodenbewegungen auftretende archäologische Funde und Befunde sind gemäß der Regelungen der §§ 15, 16
DSchG NRW der Gemeinde als Untere Denkmalbehörde oder dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland,
unverzüglich zu melden. Bodendenkmal und Fundstelle sind zunächst unverändert zu erhalten. Die Weisung des
LVR-Amtes für Bodendenkmalpflege für den Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten.

In dem 'archäologischen Konfliktbereich' ist die Erhaltung und Sicherung des vermuteten Bodendenkmals gemäß der
Festsetzung unter Punkt 4.2 sicherzustellen.

Für die Durchführung der archäologischen Sachverhaltsermittlung ist eine Erlaubnis der Oberen Denkmalbehörde
(Rhein-Erft-Kreis) gemäß § 13 DSchG NRW erforderlich. Dem entsprechenden Antrag ist regelmäßig ein Konzept der
ausführenden archäologischen Fachfirma beizufügen. Die Obere Denkmalbehörde entscheidet im Benehmen mit dem
Fachamt.

Erdbebengefährdung

Das Plangebiet befindet sich gemäß der Karte der Erdbebenzonen und geologischen Untergrundklassen der
Bundesrepublik Deutschland, Bundesland Nordrhein-Westfalen, Karte zu DIN 4149, Juni 2006, in der Erdbebenzone 3
in der Untergrundklasse S (Gebiete tiefer Beckenstrukturen mit mächtiger Sedimentfüllung), Stadt Elsdorf, Gemarkung
Heppendorf. Die Bedeutungskategorien für Bauwerke gemäß DIN 4149:2005 bzw. Bedeutungsklassen der relevanten
Teile von DIN EN 1998 und der jeweils entsprechenden Bedeutungsbeiwerte sind zu berücksichtigen. Die
Anwendungsteile, die nicht durch DIN 4149 abgedeckt werden, sind als Stand der Technik zu berücksichtigen. Dies
betrifft hier insbesondere DIN EN 1998, Teil 5 'Gründung, Stützwerke und geotechnische Aspekte'. Auf die
Berücksichtigung der DIN 4149:2005 bzw. Bedeutungsklassen der relevanten Teile von DIN EN 1998 und der jeweils
entsprechenden Bedeutungsbeiwerte wird ausdrücklich hingewiesen.

Vor Baubeginn ist der Baugrund hinsichtlich der Standfestigkeit zu untersuchen.

Kampfmittel

Beim Auffinden von Bombenblindgängern oder Kampfmitteln während der Erd-/ Bauarbeiten sind aus
Sicherheitsgründen die Arbeiten sofort einzustellen und die nächstgelegene Polizeidienststelle / Feuerwehr oder direkt
der Kampfmittelbeseitigungsdienst bei der Bezirksregierung zu verständigen.

Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten, Pfahlgründungen,
Verbauarbeiten etc. wird eine Sicherheitsdetektion empfohlen.

Braunkohlenbergbau: Bodenbewegungen, Grundwasser, Staub- und Geräuschimmissionen

Das Plangebiet liegt über dem auf Braunkohle verliehenen Bergwerksfeld "Heppendorf 3" im Eigentum der RWE
power Aktiengesellschaft, Köln. Dieser ist von durch Sümpfungsmaßnahmen des Braunkohlenbergbaus bedingten
Grundwasserabsenkungen betroffen. Sowohl im Zuge der Grundwasserabsenkung für den Braunkohletagebau als
auch bei einem späteren Grundwasserwiederanstieg sind hierdurch bedingte Bodenbewegungen möglich. Diese
können bei bestimmten geologischen Situationen zu Schäden an der Tagesoberfläche führen. Die Änderungen der
Grundwasserflurabstände sowie die Möglichkeit von Bodenbewegungen sind bei Planungen und Vorhaben zu
berücksichtigen.

Im Bereich der geplanten Wohnbebauung kann es wegen des Tagebaus temporär zu erhöhten Staub- und
Geräuschimmissionen kommen. Die gesetzlichen von der Bergbaubehörde auferlegten Immissionswerte werden
dabei eingehalten. Etwaige Belastungssituationen können bis zum Ende des Tagebaubetriebes und der
nachfolgenden Rekultivierung bis voraussichtlich zum Jahr 2040 auftreten.

Artenschutz

Die Rodung von Gehölzen bzw. die Baufeldfreimachung ist außerhalb der Vogelbrutzeit - also vom 01.10 bis zum
28.02. des Folgejahres durchzuführen. Ist dies nicht möglich, ist durch eine Umweltbaubegleitung (UBB) sicher zu
stellen, dass keine Tiere oder deren Entwicklungsformen gestört werden. Auf § 39 (5) BNatSchG wird verwiesen.
(BKR Aachen 2022, Maßnahme 7)

Während der Bauphase ist die Einrichtung eines Amphibienschutzzauns sowie eine ökologische Baubegleitung
vorgesehen. Diesbezüglich sind die näheren Bestimmungen des Artenschutzgutachtens (BKR Aachen 2022
Maßnahme 10 i.V.m. Faunaix 2021) zu beachten.

Auf Lichtschächte zur Belüftung von Kellern ist möglichst zu verzichten. Hohe Bordsteinkanten im öffentlichen Raum
sind wo möglich zu vermeiden (BKR Aachen 2022 Maßnahme 11 i.V.m. Faunaix 2021).

Es ist eine ökologisch angemessene Minimierung der Außenbeleuchtung vorzusehen. Hierzu gelten die näheren
Bestimmungen des Landschaftsplanerischen Fachbeitrags (BKR Aachen 2022 Maßnahme 12 i.V.m. Faunaix 2021).

Die für den vorgezogenen Ausgleich (CEF-Maßnahme) rund 3,05 ha große Kompensationsfläche liegt in der
Gemarkung Sindorf, Flur 3 auf den Flurstücken 2 und 3. Die dingliche Sicherung der Maßnahme wird über einen
Vertrag für einen Zeitraum von zunächst 5 Jahren sichergestellt. Nach deren Ablauf ist eine Verlängerung der
Maßnahme bzw. deren fristgerechte Umlegung auf andere geeignete Flächen in Abstimmung mit der Unteren
Naturschutzbehörde durchzuführen. Insgesamt sind die Maßnahmen für einen Zeitraum von mindestens 30 Jahren zu
unterhalten.

Die Maßnahme bedarf einer Funktionskontrolle, entweder bis der Nachweis erbracht wird, dass die Fläche von den
Zielarten angenommen worden ist (i.d.R. erfolgt dies durch einen Brut-/Reproduktionsnachweis) oder
fachgutachterlich eine hohe Prognosesicherheit für eine Besiedlung attestiert werden kann.
Die weitergehenden Hinweise des Landschaftsplanerischen Fachbeitrags - hier Maßnahme M.9 - sind zu beachten.

Bodenschutz

(Maßnahme 8)

Der Boden ist von baulichen in Anspruch zu nehmenden Flächen (Bauplatz, Straßen Wege, temporäre Lagerplätze)
grundsätzlich abzuschieben. Die Einwirkung auf einen nassen Boden führt zu Verdichtungen. Daher ist der Abtrag von
Boden nur in trockenen Perioden und bei ausreichend abgetrocknetem Oberboden vorzunehmen (flexible
Zeitplanung).

Für verbleibenden Boden auf der Vorhabenfläche gilt:

Der Oberboden ist vor Beginn der Nutzung von Bau- oder Betriebsfläche abzutragen und separat zu lagern
(Zwischenlagerung von Ober- und Unterboden auf getrennten Depots (DIN 19731 und DIN 18915). Staunässe im
Untergrund des Bodendepots ist zu vermeiden (Z.B. sind Mulden zu vermeiden). Lockere Schüttung der Bodendepots,
Aufschüttungen sind nur in trockenem Zustand durchzuführen. Die Schütthöhe für das Oberbodendepot beträgt max.
2 m (DIN 19731) und für das Unterbodendepot max. 4 m.

Der zu Beginn der Maßnahme abgeschobene Oberboden ist bei einer Lagerungsdauer über zwei Monate durch eine
Begrünung mit tiefwurzelnden, wasserzehrenden und ggf. winterharten Pflanzen lebend zu erhalten und soweit
möglich vor Ort wieder zu verwenden. Nicht verwendbare Bodenmassen sind zu einer sachgerechten
Wiederverwendung anderenorts abzufahren.

Falls bei den Aushubarbeiten belastete Bodenmassen festgestellt werden, so ist die Untere Wasser-,
Abfallwirtschafts- und Bodenschutzbehörde des Rhein-Erft-Kreis umgehend zu benachrichtigen. Die Entsorgung
dieser Materialien bedarf der Zustimmung der Unteren Wasser-, Abfallwirtschafts und Bodenschutzbehörde des
Rhein- Erft-Kreis.

Für die Verwendung von aufbereiteten Altbaustoffen (RCL), Müllverbrennungsaschen oder Mineralstoffen aus
industrieller Produktion zur Untergrundbefestigung etc. ist eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich, die bei der
Unteren Wasser-, Abfallwirtschafts- und Bodenschutzbehörde des Rhein- Erft-Kreises zu beantragen ist.

Niederschlagswasser

Gemäß § 44 LWG ist unbelastetes Niederschlagswasser von Grundstücken, die nach dem 01.01.1996 erstmals
bebaut, befestigt oder an die öffentliche Kanalisation angeschlossen werden, nach Maßgabe des § 55 (2) des
Wasserhaushaltsgesetztes zu beseitigen. Im Sinne einer naturnahen Regenwasserbewirtschaftung sind die
befestigten Flächen (z.B. Zufahrtswege, Stellplätze) mit versickerungsfähigen Materialien (z.B. Ökopflaster,
Rasengittersteine) vorzusehen. Eine Zwischenspeicherung von Niederschlagswasser in Zisternen und ggf. eine
Regenwassernutzung wird ausdrücklich begrüßt. Die Grünflächen sind gärtnerisch anzulegen und durchlässig zu
gestalten.

Entwässerung

Entsprechend der Entwässerungssatzung der Stadt Elsdorf gilt als Rückstauebene die Höhe der Straßenoberkante an
der Anschlussstelle. Gemäß DIN 1986 sind angeschlossene Grundstücksentwässerungsanlagen wirkungsvoll und
dauerhaft gegen schädliche Folgen von Rückstau durch eine sachgemäße Installation, den bestimmungsgemäßen
Betrieb und regelmäßige Wartung zu sichern.

Stellplätze

Stellplätze sind als Hinweis aus dem städtebaulichen Entwurf nachrichtlich eingezeichnet. Die Lage der Stellplätze ist
damit nicht vorgegeben.

Luftwärmepumpen

Luftwärmepumpen müssen in der TA-Lärm geregelten Immissionswerte für die jeweilige Gebietsqualität einhalten. Der
"Leitfaden für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei stationären Geräten (Klimageräte, Kühlgeräte,
Lüftungsgeräte, Luft-Wärme-Pumpen und Mini-Blockheizkraft-werke) vom 28.08.2013 aktualisiert durch Beschluss der
139. LAI-Sitzung vom 24.03.2020 der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz ist zu berücksichtigen.

https://www.lai-immissionsschutz.de/documents/leitfaden_verbesserung_schutz_ge-gen_laerm_bei_stat_geraete_

1588594414.pdf

Hompage MULNV:

https://www.umwelt.nrw.de/umwelt/umwelt-und-gesund-heit/laerm/geraete-und-maschinenlaerm

IV PFLANZLISTEN

Pflanzliste A
Gehölze 1. Ordnung (Großbäume)
Spitz-Ahorn Acer platanoides in Sorten

Rotbuche Fagus sylvatica in Sorten

Esche Fraxinus excelsior  in Sorten

Vogel-Kirsche Prunus avium in Sorten

Traubeneiche Quercus petraea in Sorten

Stiel-Eiche Quercus robur in Sorten

Winterlinde Tilia cordata in Sorten

Pflanzliste B
Gehölze 2. Ordnung (Bäume mittlerer Größe)
Feld-Ahorn Acer campestre in Sorten

Hainbuche Carpinus betulus in Sorten

Haselnuss Coryllus avellana in Sorten

Salweide Salix caprea in Sorten

Silberweide Salix alba in Sorten

Bruchweide Salix fragilis in Sorten

Eberesche Sorbus aucuparia in Sorten

Pflanzliste C
Gehölze 3. Ordnung (Kleinbäume, Sträucher)
Kornelkirsche Cornus mas in Sorten

Roter Hartriegel Cornus sanguinea in Sorten

Haselnuss Corylus avellana in Sorten

Rotdorn Crataegus laevigata in Sorten

Weißdorn Crataegus monogyna in Sorten

Schlehe Prunus spinosa in Sorten

Hundsrose Rosa canina in Sorten

Schwarzer Holunder Sambucus nigra in Sorten

Gewöhnlicher Schneeball Viburnum opulus in Sorten

Grau-Weide Salix cinerea in Sorten

Korb-Weide Salix viminalis in Sorten

Purpur-Weide Salix purpurea in Sorten

Pflanzliste D
Hecken
Feld-Ahorn Acer campestre in Sorten

Berberitze Berberis vulgaris in Sorten

Hainbuche Carpinus betulus in Sorten

Haselnuss Coryllus avellana in Sorten

Weißdorn Crataegus monogyna in Sorten

Rotdorn Crataegus laevigata in Sorten

Rotbuche Fagus sylvatica in Sorten

Gewöhnlicher Liguster Ligustrum vulgare in Sorten

Eibe Taxus baccata in Sorten

Pflanzliste E
Straßenbäume
Feld-Ahorn Acer campestre in Sorten (beispielsweise 'Elsrijk')

Rot-Ahorn Acer rubrum in Sorten (beispielsweise ‚Redpointe')

Amberbaum Liquidambar styraciflua in Sorten (beispielsweise ‚Worplesdon')

Traubeneiche Quercus petraea in Sorten (beispielsweise ‚Columna')

Stiel-Eiche Quercus robur in Sorten (beispielsweise ‚Fastigiata')

Erle Alnus ssp. in Sorten (beispielsweise ‚Alnus x spaethii')

Hainbuche Carpinus betulus in Sorten (beispielsweise 'Frans fontaine')

Ulme Ulmus ssp. in Sorten (beispielsweise 'Lobel')

Obstbäume
Soweit möglich Verwendung regionaler Obstsorten

(vgl. z.B. LVR 2017: Handbuch „Lokale und regionale Obstsorten im Rheinland")

Pflanzqualität (Mindestqualität)
Gehölze 1. Ordnung: Hochstämme, 3xv. mit Ballen, 18-20cm

Gehölze 2. Ordnung: Hochstämme, 3xv. mit Ballen, 18-20cm

Kleinbäume: Hochstämme, 3xv. mit Ballen 18-20 cm

Obstbäume: Hochstämme, 3xv. mit Ballen 12-14 cm

Sträucher mind. 2xv, o.B. 60-100 cm
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